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29.02.2024 Bezirksvertretung Sterkrade
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18.03.2024 Rat der Stadt

A
V
B

Beratungsgegenstand

Leitbild der Stadt Oberhausen für die Entwicklung des Geländes der ehemaligen Zeche Sterkrade 
als Grundlage für einen öffentlichen Beteiligungsprozess (Zukunft.Quartier.Sterkrade)

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt

a) nimmt das Leitbild der Stadt Oberhausen für die Entwicklung des Geländes der ehemaligen 
Zeche Sterkrade (Zukunft.Quartier.Sterkrade) gemäß Anlage 1 zur Kenntnis und 
beauftragt die Verwaltung auf dieser planerischen Grundlage mit der Durchführung eines 
öffentlichen Bürgerbeteiligungsverfahrens gemäß dem Verfahrensvorschlag nach Anlage 2, 
Zeche Sterkrade – Prozessbegleitung & Prozessarchitektur.

b) nimmt die in diesem Zusammenhang zwischen den Vertragspartnern (Stadt Oberhausen, 
RAG Montan Immobilien GmbH, AREAL Wohnentwicklung GmbH & Co.KG) geschlossene 
Planungsvereinbarung gemäß Anlage 3 zur Kenntnis.

c) beauftragt die Verwaltung, nach Durchführung des unter a) benannten Beteiligungsverfahrens 
die Maßgaben und Anregungen der Öffentlichkeit zu dokumentieren und zu prüfen, welche 
Auswirkungen die vorgeschlagenen Eingaben auf das planerische Leitbild 
Zukunft.Quartier.Sterkrade zur Entwicklung des Geländes der ehemaligen Zeche Sterkrade 
haben. Die aus diesem Prozess nachgelagerte hervorgehende städtebauliche Rahmen- 
planung, ggf. mit Darstellung von Entwicklungsszenarien, ist den politischen Gremien zur 
weiteren Beschlussfassung als städtebauliches Entwicklungskonzept vorzulegen. Im Rahmen 
dieser Wiedervorlage ist ebenfalls darzustellen, unter welchen Voraussetzungen eine 
Wiederaufnahme des Bebauungsplanverfahrens Nr. 595 B – Von-Trotha-Straße / Alsbach 
(Aufstellungsbeschluss vom 26.03.2007, bekanntgemacht am 02.05.2007) fortgeführt werden 
kann.
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1 Bezug
2
3 M/17/3354-01 vom 27.04.2023 (Resilienter Stadtumbau als kollektiver Lernprozess, Analyse von 
4 Flächenprojekten)
5
6 B/14/2336-01 vom 26.03.2007 (Bebauungsplan Nr. 595 - von-Trotha-Straße / Alsbach -, 
7 Aufstellungsbeschluss)
8
9 RFNP, 33. Änderung OB - Zeche Sterkrade im Stadtteil Schwarze Heide, Sterkrade Mitte

10
11 Konsequenzen
12
13 a) Finanzielle
14
15     keine [ ]
16
17     ja [ x ]
18
19 Für die in der Planungsvereinbarung § 5 Abs. (6) dargestellte Kostenbeteiligung der Stadt in Bezug 
20 auf den unter Beschlusspunkt a) benannten Bürgerbeteiligungsprozess gemäß Anlage 2 stehen 
21 Haushaltsmittel in Höhe von 24.000 EUR brutto im Auftrag 510009010106 – Bauleitplanung, 
22 Kostenart 543132 – Sonstige Geschäftsaufwendungen für das Haushaltsjahr 2024 - vorbehaltlich des 
23 Beschluss des Rates der Stadt über den städtischen Haushalt 2024 – zur Verfügung. 
24
25 b) Auswirkungen auf das Klima
26
27     ja [ ] (siehe Anlage Klimacheck)
28
29     nein [ x ] Begründung: 
30
31 Durch die Kenntnisnahme des Leitbildes der Stadt Oberhausen für die Entwicklung des Geländes der 
32 ehemaligen Zeche Sterkrade (Zukunft.Quartier.Sterkrade) und die Beteiligung der Öffentlichkeit 
33 ergibt sich noch keine unmittelbare Klimarelevanz. Die Klimarelevanz der Maßnahme wird im 
34 Rahmen des weiteren Bebauungsplanverfahrens, sofern nach Wiedervorlage gemäß Beschlusspunkt 
35 c) beauftragt, detailliert geprüft und u.a. im Rahmen des nach § 2a BauGB erforderlichen 
36 Umweltberichtes entsprechend dem Stand des Verfahrens bewertet und dokumentiert. Die „Liste 
37 Klimacheck“ wird im weiteren Verfahren erarbeitet und im Rahmen weiterer für den Abschluss des 
38 Bebauungsplanverfahrens erforderlicher politischer Beschlüsse (Offenlagebeschluss / 
39 Satzungsbeschluss) berücksichtigt und vorgelegt. 
40
41 c) Sonstige Keine
42
43
44
45
46
47
48
49
50
51
52
53
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54
55 Begründung
56
57 Anlass und Ziel 
58
59 Nach Stilllegung des Bergbaubetriebes auf der Zeche Sterkrade wurden einhergehend mit einer 
60 intensiven Bodensanierung die Betriebsgebäude und die Betriebsanlagen im Rahmen eines 
61 bergrechtlichen Verfahrens abgebrochen bzw. weitgehend zurück gebaut. Im Ergebnis stand im 
62 Dezember 2004 die formale Entlassung aus der Bergaufsicht. Mit der formellen Freistellung des 
63 Areals ist dem Bezirk Sterkrade die Aktivierung eines ca. 16 ha umfassenden Flächenpotentials 
64 eröffnet worden. Neben einer naturräumlichen Sicherung des Bereiches, besteht hier die Möglichkeit, 
65 die Fortführung der HOAG-Trasse in ein gemischt genutztes Quartiers aus Wohnen und Arbeiten zu 
66 überführen und den Wohn- und Arbeitsstandort Sterkrade zu sichern und zu stärken. 
67
68 Anlässlich einer seitens der Grundstückseigentümer vorgetragenen, grundsätzlichen 
69 Entwicklungsabsicht in Mitte 2022, haben sich Stadt und Grundstückseigentümer darauf verständigt, 
70 die wesentlichen planerischen Zielsetzungen frühzeitig und möglichst einvernehmlich festzulegen. In 
71 diesem Kontext hat die Stadt Oberhausen ein erstes Leitbild für die künftige Entwicklung der Fläche 
72 erstellt. Dieses Leitbild überführt die generellen Vorstellungen und Chancen in einen „konzeptionellen 
73 städtebaulichen Entwurf“ und lenkt den Blick auf die vielschichtigen Anforderungen und 
74 Erfordernisse, die sich an die Entwicklung der ehemaligen Industriefläche stellen. Das Leitbild soll 
75 ferner Maßgabe und Richtschnur für die Entwicklung einer der letzten räumlich zusammenhängenden 
76 Großflächen auf Oberhausener Stadtgebiet sein. Unter diesen Aspekten und unter dem Anspruch an 
77 eine geordnete und zukunftsorientierte Stadtentwicklung hat die Stadt Oberhausen ein vitales 
78 Interesse an einer dauerhaft tragfähigen Entwicklung, welche sich auch aus der direkten räumlichen 
79 Nähe der Entwicklungsfläche zum Stadtzentrum von Sterkrade ergibt. Ein ebensolches Interesse an 
80 einer Entwicklung haben die vorgenannten Grundstückseigentümer signalisiert.
81
82 Die Hauptfläche des etwa 16 ha großen Planungsraums steht im Eigentum der RAG sowie, bezogen 
83 auf das Gelände um den historischen Förderturm, im Eigentum der Stiftung Industrie-und 
84 Denkmalpflege.  Weitere, die Hauptfläche arrondierende Flächen, befinden sich entlang der Bahnlinie 
85 und stehen im Eigentum der Stadt Oberhausen sowie der DB. Eine weitere für die Entwicklung 
86 wesentliche Teilfläche an der Von-Trotha-Straße steht im Eigentum der AREAL 
87 Wohnentwicklungsgesellschaft mbH & Co KG (Thelen-Gruppe). Zwischen den beiden wesentlichen 
88 Grundstückeigentümern besteht Einigkeit, dass die vorstehend benannten Flächen als zusam-
89 menhängendes Plangebiet betrachtet werden sollen.
90
91 Auf Grundlage einer durch den Bereich Stadtplanung erarbeiteten ersten „städtebaulichen 
92 Ideenskizze“ wurden durch das Büro hartlockstädtebau / Essen unter dem Titel ZUKUNFT. 
93 QUARTIER. STERKRADE. die grundsätzlichen Vorstellungen und Chancen für die Entwicklung des 
94 ehemaligen Zechengeländes in eine räumliche Darstellung – konzeptioneller städtebaulicher Entwurf 
95 -  überführt. Das Leitbild benennt zudem die weitergehenden Rahmenbedingungen und 
96 Entwicklungsziele anhand von Leitplanken, die es für eine Konkretisierung zu einem Rahmenplan 
97 und letztendlich für eine spätere Umsetzung zu beachten gilt. Dazu zählen u.a. die Leitplanken für 
98 Städtebau und Nutzung, Klima, Freiraum und Umwelt, Mobilität und Energie. Insbesondere die 
99 Schaffung von Wohnraum, die Entwicklung von gewerblichen Baufeldern und die Sicherung der 

100 HOAG-Trasse sowie der Schutz der naturräumlichen Potentiale des Bereiches sind als Planungsziele 
101 Grundlage für die Konzepterstellung gewesen. Das Leitbild fungiert hierbei zum einen als 
102 Machbarkeitsstudie zur räumlichen Überprüfung der bekannten Fachbelange, zum anderen zur 
103 Erstellung einer Gesprächsgrundlage für eine erforderliche Bürgerbeteiligung.
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104
105
106 Leitbild Zeche Sterkrade, Blick von der HOAG-Trasse auf die neuen Baufelder mit Förderturm, Q: 
107 Stadt Oberhausen, Visualisierung hartlock städtebau
108
109 Mit dem Ziel, den Wandel im urbanen Raum über einen strukturierten Prozess anzustoßen und ein 
110 ambitioniertes Handlungsfeld der Stadtentwicklung im Austausch politischer und kommunaler Ziele, 
111 wirtschaftlichen Interessen sowie zivilgesellschaftlicher Ideen integriert zu denken, wird neben den 
112 sich aus den formalen Vorgaben eines Bauleitplanverfahrens ergebenden Erfordernissen an eine 
113 Bürgerbeteiligung frühzeitig ein strukturierter Dialogprozess mit der Öffentlichkeit angestrebt.  Stadt 
114 und Grundstückseigentümer beabsichtigen daher die Einbeziehung eines in der Kommunikation und 
115 Moderation komplexer Entwicklungsprojekte erfahrenen Büros, um damit von Beginn an eine 
116 möglichst breite Akzeptanz der Planungen zu erzielen. Die Aufgabenfelder werden dabei in der 
117 Organisation eines Dialog- und Veranstaltungsmanagements mit vorbereitender Akteurs- Analyse 
118 und Akquise sowie in der Moderation und Dokumentation der Veranstaltungen liegen. Hierbei sollen 
119 unterschiedliche Ziel- und Nutzergruppen sowie Vertreter der Immobilienwirtschaft den Prozess offen 
120 und transparent erörtern.
121
122 Nach Durchführung des mehrstufigen Kommunkations- und Dialogprozesses, soll die überarbeitete 
123 Konzeptplanung erneut in die Gremien einbracht werden mit dem Ziel zu prüfen, auf welcher 
124 Grundlage die Entwicklung des ehemaligen Zechenstandortes nördlich der Von-Trotha-Straße 
125 erfolgen kann. Hierbei ist auch darzulegen, wie mit dem 2007 eingeleiteten Bebauungsplanverfahren 
126 Nr. 595 B umgegangen werden soll.
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127
128 Planungsrecht
129
130 Der Regionalplan Ruhr (Feststellungsbeschluss November 2023) sieht für die Fläche der Zeche 
131 Sterkrade Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) vor (siehe 33. RFNP Änderung). Die allgemeinen 
132 Siedlungsbereiche sind für siedlungsbezogene Nutzungen, bspw. Wohnen, Dienstleistung aber auch 
133 wohnverträgliches Gewerbe, vorgesehen. Der Flächennutzungsplan ist an den Regionalplan 
134 anzupassen. 
135 Der gemeinsame Flächennutzungsplan (GFNP) der Städteregion Ruhr stellt für die Fläche der 
136 ehemaligen Zeche Sterkrade Gemischte Baufläche dar.
137 Somit ist die Entwicklung von Wohnen („WA“) und bedingt Gewerbe („GE“) sowie gemischt genutzten 
138 Bauflächen („MI“ und „MU“) durch die verbindliche Bauleitplanung aus dem GFNP möglich.
139
140 Für das Plangebiet liegt ein Aufstellungsbeschluss i.S.v. § 2 Abs. 1 BauGB für das Bebauungsplan-
141 Verfahren Nr. 595 B – Von-Trotha-Straße / Alsbach vor; dieser wurde durch den Rat der Stadt 
142 Oberhausen am 26.03.2007 beschlossen und im Amtsblatt der Stadt vom 02.05.2007 ortsüblich 
143 öffentlich bekanntgemacht.
144
145 Mit dem B-Plan 595 B werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt: 
146
147 - Entwicklung eines durchgrünten Wohnbereiches
148
149 - Einbeziehung und Sicherung freiraumplanerischer Belange wie Einbindung in einen   
150 geplanten Grünzug, Verknüpfung mit angrenzenden Freiräumen, Renaturierung des 
151 verrohrten Alsbaches 
152
153 -  Sicherung und Einbindung des denkmalgeschützten Förderturms 
154
155 -  Festsetzung vorhandener Wohn- und Gewerbestrukturen
156
157 -  Festsetzung von Erschließungsflächen.
158 Auf die Renaturierung und Offenlegung des Alsbaches im Kontext der Planfeststellung der Betuwe-
159 Linie sowie die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) wird an dieser Stelle 
160 verwiesen (vgl. Leitbild Zukunft.Quartier.Sterkrade S. 20 ff.)  
161
162
163
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164 Planungsvereinbarung und weitere Schritte 
165
166 Mit dem Ziel, die Absicht zur Entwicklung des Geländes auf der Basis des Leitbildes und der 
167 Workshop-Ergebnisse in ein strukturiertes und geordnetes Verfahren zu überführen, vereinbarten die 
168 Verfahrensbeteiligten (Stadt und Grundstückseigentümer) die nachfolgend beschriebenen 
169 Regelungen zu Planungsleistungen, die für die Erstellung eines Rahmenplans von wesentlicher 
170 Bedeutung sind. 
171
172 Auf Basis der Inhalte des Leitbildes bestand zudem Einvernehmen zwischen den 
173 Verfahrensbeteiligten, dass der weitere Planungsprozess durch Aufnahme vertiefender 
174 Detailplanungen geschärft werden muss. Die wirtschaftliche Absicherung dieses mit Jahresbeginn 
175 2024 angestrebten Prozesses wird über eine im November 2023 von den Grundstückseigentümern 
176 unterzeichnete Planungsvereinbarung dieser Vorlage geregelt.
177
178 Im Kern definiert die Vereinbarung die bei einem Betrag von (brutto) 175.000 EUR gedeckelte 
179 Kostenübernahme der Grundstückseigentümer für Planungsleistungen, welche im Folgenden für die 
180 Ausarbeitung und Fertigstellung einer Rahmenplanung unter Einbeziehung von Fachplanungen und 
181 Gutachten, analog dem Leistungsbild der Leistungsphasen 1 und 2 der HOAI (Verordnung über die 
182 Honorare für Architekten- und Ingenieurleistungen), von wesentlicher Bedeutung sind und als 
183 Grundlage und Eignung für die später mögliche Einleitung eines förmlichen Bauleitplanverfahrens 
184 gelten können. 
185
186 Diese wären u.a.
187 - Grün- und Freiflächenkonzeptes (Vorplanung)
188 - Gestaltungskonzept (Vorplanung) für die unterschiedlichen auf der Fläche zu 
189 entwickelnden Gebäudestrukturen
190 - Ausarbeitung und Fertigstellung von Grundlagenplanungen und begleitenden 
191 Untersuchungen zu einem Verkehrs- und Mobilitätskonzept
192 - Ausarbeitung und Fertigstellung von Grundlagenplanungen und begleitenden 
193 Untersuchungen zum Umwelt- und Artenschutz 
194 - Ausarbeitung und Fertigstellung von Grundlagenplanungen und begleitenden 
195 Untersuchungen zu einem Klimaanpassungskonzept 
196 - Ausarbeitung und Fertigstellung von Grundlagenplanungen zur Lärm- und 
197 Immissionsbetrachtung 
198 - Ausarbeitung und Fertigstellung von Grundlagenplanungen zur energetischen 
199 Versorgung.
200
201 Ausgenommen von der Verpflichtung zur Kostenträgerschaft durch die 
202 Grundstückseigentümer bleibt die im Folgenden noch näher beschriebene Leistung „Dialog-
203 und Kommunikationsprozess“. Diese Leistung wird durch die Grundstückseigentümer 
204 beauftragt, sie sind jedoch berechtigt, der Stadt die dafür entstehenden Kosten in Rechnung 
205 zu stellen. Die Zusage zur Kostenübernahme durch die Stadt ist auf einen Betrag von max. 
206 (brutto) 24.000 EUR begrenzt.
207 Die mit den Grundstückseigentümern geschlossene Vereinbarung ist befristet bis 
208 spätestens zum 31.12.2024 oder endet, für den Fall, dass seitens der zuständigen 
209 politischen Gremien der Stadt vor dem 31.12.2024 ein Beschluss zur Aufstellung eines 
210 Bebauungsplans bzw. zur Weiterführung eines Bauleitplanverfahrens getroffen wird, mit diesem 
211 Datum.
212
213
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214 Anlagen
215
216 Anlage 1 – Leitbild der Stadt Oberhausen für die Entwicklung des Geländes der ehemaligen Zeche 
217 Sterkrade (Zukunft.Quartier.Sterkrade)
218
219 Anlage 2 – Zeche Sterkrade – Prozessbegleitung & Prozessarchitektur
220
221 Anlage 3 –  Planungsvereinbarung
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Anlass

1.



Die Stadt Oberhausen und die Grund-
stückseigentümer des hier in Rede ste-
henden Planungsraums, namentlich die 

RAG Aktiengesellschaft mit Sitz in Essen, 
vertreten durch die RAG Montan Immo-
bilien GmbH, Im Welterbe 1, 45141 Essen 

und 

die Thelen-Gruppe, vertreten durch die 
AREAL Wohnungsentwicklungsgesell-
schaft mbH & Co KG, Alfredstraße 150, 
45131 Essen, 

haben sich Mitte des Jahres 2022 auf eine 
Entwicklung des Geländes der ehemaligen 
Zeche Sterkrade im Grundsatz verständigt. 

Auf Basis dieser Verständigung und mit 
dem Ziel, für den weiteren Verlauf der Ent-
wicklung die wesentlichen planerischen 
Zielsetzungen frühzeitig und einvernehm-
lich festzulegen, hat die Stadt Oberhausen 
ein Leitbild für die künftige  Entwicklung 
der Fläche erstellt. Dieses Leitbild über-
führt die generellen Vorstellungen und 
Chancen in eine prägnante „Städtebau-
liche Ideenskizze“ und lenkt den Blick auf 
die vielschichtigen Anforderungen und 
Erfordernisse, die sich an die Entwick-
lung der ehemaligen Industriefläche stel-
len. Das Leitbild soll ferner Maßgabe und 
Richtschnur für die Entwicklung einer der 
letzten räumlich zusammenhängenden 
Großflächen auf Oberhausener Stadtge-
biet sein.

Unter diesen Aspekten und unter dem An-
spruch an eine geordnete und zukunfts-
orientierte Stadtentwicklung hat die Stadt 
Oberhausen ein vitales Interesse an ei-
ner dauerhaft tragfähigen Entwicklung, 
welche sich auch aufgrund der direkten 
räumlichen Nähe der Entwicklungsfläche 
zum Stadtzentrum von Sterkrade ergibt. 
Ein ebensolches Interesse an einer Ent-
wicklung haben auch die vorgenannten 
Grundstückseigentümer, wobei deren Fo-
kus auch auf einem wirtschaftlichen Erfolg 
der Entwicklung liegt.

Es ist vereinbartes Ziel aller Beteiligten, die 
wechselseitigen Interessen auf Grundla-
ge des nachfolgend näher beschriebenen 
Leitbildes gemeinsam erfolgreich umzu-
setzen. Angestrebt wird eine gleichrangige 
Berücksichtigung der sich aus der Verant-
wortung für die Stadtentwicklung erge-
benden Interessen der Stadt Oberhausen 
und der Interessen der Grundstückseigen-
tümer, hier insbesondere aus ihrer Eigen-
schaft als künftige Projektträger der Flä-
chenentwicklung.

Zusammenarbeit
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Prägungen

2.



In der Stadt Oberhausen mit ihrer poly-
zentralen Struktur stellt Sterkrade eines 
der vier Hauptzentren dar. Charakterisiert 
wird Sterkrade hierbei insbesondere durch 
seine gewachsene Fußgängerzone mit 
einem hohen Handelsbesatz sowie durch 
vielfältige weitere Nutzungen der Verwal-
tung, der Gastronomie und des Dienst-
leistungsbereichs. Entsprechend seiner 
Funktion wird Sterkrade daher auch im 
Einzelhandelskonzept der Stadt Oberhau-
sen als einer der drei übergeordneten zen-
tralen Versorgungsbereiche ausgewiesen.

Wie viele Städte im Ruhrgebiet kann auch 
die Entstehung und das Wachstum Ster-
krades auf die Industrialisierung durch 
die Montanindustrie zurückgeführt wer-
den. Sterkrade war daher als ein wichtiger 

Standort von Zechen- und Stahlindustrie 
in besonderem Maße durch den Struk-
turwandel betroffen. Zahlreiche ehemals 
industriell genutzte Flächen wurden seit-
dem einer neuen Nutzung zugeführt und 
revitalisiert. Trotz dieser Entwicklungen hat 
sich der Stadtgrundriss Sterkrades in den 
letzten Jahrzehnten kaum maßgeblich 
verändert.

Eine der letzten postindustriellen Flächen 
in Sterkrade, für die bisher noch keine 
Nachnutzung gefunden werden konn-
te, ist die Fläche der ehemaligen Zeche 
Sterkrade, die durch die Bahntrasse vom 
eigentlichen Zentrum getrennt ist, aber 
dennoch als eine der letzten großen Po-
tenzialflächen für Sterkrade gilt.

Sterkrade

Luftbild mit Abgrenzung der Zeche Sterkrade

Geodaten Online: https://www.opengeodata.nrw.de

Zeche Sterkrade
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Das Gebiet der Zeche Sterkrade liegt im 
Oberhausener Sozialquartier Schwar-
ze Heide. Im Osten grenzt es an die So-
zialquartiere Alsfeld und Sterkrade-Mitte, 
welche zwar durch die Eisenbahnlinie ge-
trennt sind, jedoch über die Eisenbahnbrü-
cke West-/Ostrampe erreichbar bleiben. 

Im Sozialquartier Schwarze Heide leben 
5.241 Einwohnerinnen und Einwohner, was 
einem Anteil der Oberhausener Bevölke-
rung von 2,5 Prozent entspricht. Die Bevöl-
kerungsentwicklung ist dabei rückläufig. 
In den vergangenen 20 Jahren ist die Ein-
wohnerzahl im Quartier um -653 Personen 
bzw. 11 Prozent gesunken. Prozentual ist 
die Bevölkerung in der Schwarzen Heide 
deutlicher gesunken als im Durchschnitt 
der Stadt (-5 Prozent). Dabei sinkt vor allem 
die Zahl der jüngeren Bevölkerung unter 
18 Jahren. Mit 17 Prozent unter 18-Jährigen 
an der Gesamtbevölkerung der Schwar-
zen Heide liegt der Anteil zwar etwas über 
dem städtischen Durchschnitt (16 Prozent), 
die Zahl dieser Altersgruppe ist aber in den 
vergangenen 20 Jahren um -26 Prozent 
auf 881 zurückgegangen. Damit ist die 
Zahl der Kinder und Jugendlichen im Sozi-
alquartier Schwarze Heide prozentual stär-
ker gesunken als im Stadtdurchschnitt (-14 
Prozent). Die Altersgruppe der 65-Jährigen 
und älteren hingegen ist um 17 Prozent im 
gleichen Zeitraum auf 1.064 gestiegen. So 
ist ein Viertel (20 Prozent) (Stadt Oberhau-
sen = 22 Prozent) der Bevölkerung in der 
Schwarzen Heide 65 Jahre und älter. 

Die 5.241 Einwohnerinnen und Einwohner 
leben in insgesamt 2.519 Haushalten. Sin-
gle-Haushalte stellen mit 43 Prozent den 
größten Anteil. In einem Fünftel der Haus-
halte leben Kinder unter 18 Jahre und in 
den übrigen 37 Prozent leben Erwachsene 
zusammen. 

Bei den Familien mit Kindern handelt es 
sich bei 64 Prozent um Ehepaare mit Kin-
dern, ein Viertel (26 Prozent) sind Alleiner-
ziehende und 11 Prozent beträgt der Anteil 
der Paare, die in nichtehelichen Lebens-
gemeinschaften mit Kindern zusammen-
leben. Diese Haushaltstruktur spiegelt in 
etwa auch die Struktur der Gesamtstadt 
wider. 

Schwarze Heide ist ein Quartier mit einer 
unauffälligen Sozialstruktur. 7 Prozent der 
15- bis unter 65-Jährigen sind arbeitslos, 
bei den jungen Erwachsenen im Alter von 
15 bis unter 25 Jahren liegt der Anteil bei 
3 Prozent. Beide Werte liegen damit leicht 
unter dem städtischen Durchschnitt. Der 
Anteil der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten liegt hingegen mit 58 Prozent 
um einen Prozentpunkt über dem Wert 
der Gesamtstadt. 

Insgesamt erhalten 594 Personen Trans-
ferleistungen nach dem SGB II, das ent-
spricht einem Anteil von 14 Prozent. In 
Oberhausen insgesamt beträgt der Anteil 
17 Prozent. Auch der Anteil der Kinder unter 
15 Jahre, die Sozialgeld beziehen, liegt mit 
22 Prozent unter dem städtischen Durch-
schnitt von 28 Prozent. 

Bei der älteren Bevölkerung im Alter ab 65 
Jahren liegt der Anteil derer, die Transfer-
leistungen in Form von Grundsicherung 
im Alter beziehen, auf dem Niveau der Ge-
samtstadt bei 4 Prozent.

Sozialraum
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Luftbild mit Abgrenzung des Sozialraums Schwarze Heide und der Zeche Sterkrade

Geodaten Online: https://www.opengeodata.nrw.de

Sozialraum
Schwarze Heide

Zeche Sterkrade

Volkspark

Sterkrade
Mitte

Sterkrade
Bahnhof

BAB 3

BAB 516
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Das etwa 16 Hektar große Plangebiet wird 
im Wesentlichen durch das Betriebsge-
lände der ehemaligen Zeche Sterkrade 
bestimmt. Nach Abbruch der Betriebsge-
bäude sowie der Flächen- und Bodensa-
nierung erfolgte für das Gelände die Ent-
lassung aus der Bergaufsicht im Dezember 
2004. Trotz verschiedenster Ansätze hat im 
Anschluss daran jedoch keine Entwicklung 
der Fläche stattgefunden.

Der Planungsraum hat eine Größe von 
etwa 16 Hektar und umfasst wesentliche 
Teile des ehemaligen Betriebsgrundstücks 
zuzüglich arrondierender Flächen entlang 
der Bahnlinie sowie eine landwirtschaft-
lich genutzte Fläche an der Von-Trotha-
Straße. Die Hauptfläche steht derzeit im 
Eigentum der RAG. Hier soll im Rahmen 
der angestrebten Entwicklung eine Eigen-

tumsübertragung auf die RAG Montan 
Immobilien GmbH erfolgen. Eine in die 
Hauptfläche integrierte Teilfläche steht 
im Eigentum der Stiftung Industrie- und 
Denkmalpflege. 

Weitere, die Hauptfläche arrondierende 
Flächen, befinden sich entlang der Bahn-
linie und stehen im Eigentum der Stadt 
Oberhausen sowie der DB. Eine Teilfläche 
an der Von-Trotha-Straße steht im Eigen-
tum der AREAL Wohnentwicklungsge-
sellschaft mbH & Co KG. Zwischen den 
Beteiligten besteht Einigkeit, dass die vor-
stehend benannten Flächen als zusam-
menhängendes Plangebiet betrachtet 
werden und die Grundstückseigentümer 
insofern im Interesse einer Gesamtent-
wicklung des Plangebiets handeln.

Plangebiet und Eigentumsverhältnisse

Plangebiet Zeche Sterkrade

Zeche Sterkrade
16 Hektar
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Der Regionale Flächennutzungsplan 
(RFNP) kombiniert die Funktionen eines 
Regionalplans sowie eines Flächennut-
zungsplans. Während der Regionalplan 
übergeordnete Aussagen zu den weiteren 
räumlichen Enwicklungen auf regioanler 
Ebene enthält, stellt der Flächennutzungs-
plan als vorbereitender Bauleitplan die 
konkrete räumliche Fortentwicklung des 
Stadtgebiets dar.

Auf regionalplanerischer Ebene enthält der 
RFNP dabei für die Fläche der ehemaligen 
Zeche Sterkrade die Darstellung Allgemei-
ner Siedlungsbereich (ASB). Auf Ebenen 
der vorbereitenden Bauleitplanung wer-
den für das fragliche Planungsgebiet zum 
größten Teil gemischte Bauflächen darge-
stellt.

Planungsrecht
In der Umsetzung der gemischten Bauflä-
che soll als rahmengebendes Planungsziel 
für die Gesamtfläche die Entwicklung von 
Wohnnutzung („WA“), Gewerbenutzung 
(„GE“) sowie tatsächlich gemischt genutz-
ten Gebieten („MI“ und „MU“) angestrebt 
werden.

Auszug aus dem RFNP
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Im Plangebiet liegt mit dem Förderturm 
der ehemaligen Zeche und dem Förder-
maschinenhaus ein eingetragenes Bau-
denkmal.

Neben der historischen und identitäts-
prägenden Bedeutung dieser Bauwerke 
ist auch deren städtebauliche Bedeutung 
zu betonen. So stellt der Förderturm allein 
aufgrund seiner Höhenentwicklung eine 
städtebauliche Landmarke dar. 

Das Denkmal ist daher angemessen in der 
anstehende Planung zu berücksichtigen 
und in die weitere Projektentwicklung zu 
integrieren.

Baudenkmal

Förderturm und Fördermaschinenhaus
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Eine letzte städtebauliche und nutzungs-
strukturelle Annäherung an die Fläche der 
ehemaligen Zeche Sterkrade gab es im 
Jahr 2015 im Rahmen des Schlaun-Wett-
bewerbs, in dem sich Studentinnen und 
Studenten sowie Absolventinnen und 
Absolventen in den Disziplinen Städte-
bau, Architektur und Bauwesen mit dem 
Plangebiet auseinandergesetzt haben. Im 
Rahmen des Wettbewerbs wurden viel-
fältige Ideen auf den unterschiedlichen 
Maßstabsebenen entwickelt, die sich auf 
hochwertige Art und Weise dem Unter-
suchungsraum annähern und Vorschlä-
ge für die weitere Entwicklung der Fläche 
machen.Als maßgeblich für die nun an-
gestrebte weitere städtebauliche Entwick-
lung der Fläche zu einem neuen Quartier 
können zwei grundlegende Aspekte aus 
den gekürten Siegerentwürfen genannt 

Annäherungen
werden, die in der weiteren Bearbeitung 
berücksichtigung finden sollen. 

Aus dem Sieger der Disziplin Städtebau ist 
die Entwicklungsfähigkeit einer zukünfti-
gen Bebauung in Realisierungsabschnit-
ten zu übernehmen. Aus dem Siegerent-
wurf des Bereichs Architektur kann die als 
robust anzusehende Erschließungsstruk-
tur als Orientierung für die weitere Quali-
fizierung der städtebaulichen Entwicklung 
herangezogen werden.

Gleichwohl zeigen die Wettbewerbsbeiträ-
ge lediglich eine Teilentwicklung der Flä-
che auf. Somit war es Aufgabe, neben den 
übernommenen Elementen unter Berück-
sichtigung der ökonomischen Interessen 
der Eigentümer einen Planungsansatz für 
die Gesamtfläche aufzuzeigen.

Erster Platz, Schlaun-Wettbewerb StädtebauErster Platz, Schlaun-Wettbewerb Architektur
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Leitbild und 
Leitplanken
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Auf Grundlage der bestehenden Prägun-
gen und den vielseitigen Interessen an 
die Entwicklung der ehemaligen Zeche 
Sterkrade zu einem neuen Quartier wur-
de durch den Bereich Stadtplanung eine 
erste „Städtebauliche Ideenskizze“ er-
arbeitet. Diese einvernehmlich bestätig-
te Vorüberlegung orientiert sich an den 
stadträumlichen Gegebenheiten und den 
planerischen Vorgaben genauso wie an 
den wichtigen Themen einer zukunftsori-
entierten Stadtentwicklung. 

Die Ideenskizze definiert einen möglichen 
Korridor der städtebaulichen, freiraum- 
und verkehrsplanerischen Entwicklung 
und setzt diese exemplarisch in Bild und 
Text in einer Gesamtschau zusammen.

Der Titel: 
ZUKUNFT. QUARTIER. STERKRADE. 
überführt die generellen Vorstellungen 
und Chancen für die Entwicklung des ehe-
maligen Zechengeländes in eine prägnan-
te Überschrift. Neben der Darstellung der 
Entwicklungsabsichten in eine räumliche 
Abbildung benennt das Leitbild zudem die 
weitergehenden Rahmenbedingungen 
und Entwicklungsziele anhand von Leit-
planken, die es für eine Konkretisierung zu 
einem Rahmenplan und letztendlich für 
eine spätere Umsetzung zu beachten gilt.

Dazu zählen:
	▪ Leitplanken Städtebau und Nutzung
	▪ Leitplanken Freiraum und Umwelt
	▪ Leitplanken Mobilität 
	▪ Leitplanken Energie

Städtebauliche Ideenskizze

Städtebauliche Ideenskizze
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Für die Qualität der etwa 16 Hektar großen 
Fläche wird es entscheidend darauf an-
kommen, eine städtebauliche Struktur zu 
entwerfen, die adressbildend und robust, 
zugleich aber auch anpassungsfähig ist. 
Denn man wird jetzt, zu Beginn des Pro-
zesses, nicht sein Ende kennen. Deshalb ist 
besonders dafür Sorge zu tragen, dass in 
einem länger andauernden Entwicklungs-
prozess keine gegenseitigen Abhängigkei-
ten entstehen. Die städtebauliche Struktur 
soll daher stets auf neue Anforderungen 
ohne Abstriche bei den Qualitätsanforde-
rungen reagieren können. 

Von großer Bedeutung ist in diesem Zu-
sammenhang auch die Schaffung hoch-
wertiger und klar definierter öffentlicher 
Räume. Einerseits müssen diese mit dau-
erhaften Elementen darauf ausgerichtet 
sein, Beständigkeit und eine klare Linie 
in das Vorhaben zu bringen. Andererseits 
wird sich die Struktur und Gestaltung stets 
zwischen dauerhaften und wandelbaren 
Lösungen bewegen müssen. Insbesonde-
re der zu entwickelnde öffentliche Raum 
soll daher die Leistungsfähigkeit besitzen, 
als stabiles Rückgrat in einem offenen Ent-
wicklungsprozess bestehen zu können. 
Ziel soll es sein, im Inneren der Entwick-
lungsfläche klar ablesbare Adressen für die 
künftigen Nutzungen zu bilden und Frei-
räume im Quartier anzubieten. 

Neben diesen generellen Zielen soll die 
Entwicklungsfläche eine besondere Quali-
fizierung erfahren. Die zu erstellende Rah-
menplanung soll sich vor allem mit Fragen 
der innovativen Quartiersentwicklung, der 
Klimaanpassung und der urbanen Resi-
lienz auseinandersetzen. In den weiteren 
Planungen sollen diese Themen und die 
auf ihrer Grundlage erarbeiteten Lösun-
gen, soweit planungsrechtlich umsetzbar, 
in die zur Umsetzung der Rahmenplanung 
notwendige Bauleitplanung einfließen.

Leitplanken Städtebau und Nutzung
Nachfolgend werden die wesentlichen 
Richtungen aus dem Themenfeld Städte-
bau und Nutzung festgehalten, die für die 
Erstellung und Umsetzung der Rahmen-
planung eingeschlagen werden sollen. 
Diese gelten nicht abschließend. Anpas-
sungen, Ergänzungen und/oder Streichun-
gen sind im weiteren Prozessverlauf mög-
lich.

Gliederung und Erschließung
Die Gliederung des neuen Quartiers soll 
konzeptionell der Form des Stadtraum-
segments folgen und die vorhandenen 
räumlichen Linien der Straßenräume und 
Bahnfläche sowie die Strukturen der Topo-
grafie und der Landschaft aufnehmen. 
Für die Organisation der Erschließung des 
Quartiers wird die Schaffung einer zwei-
ten Erschließungsachse von der Von-Trot-
ha-Straße aus angestrebt. Diese zweite 
Erschließungsachse soll nach derzeitigem 
Planungsstand über die im Eigentum der 
AREAL Wohnungsentwicklungsgesell-
schaft mbH & Co KG stehende Teilfläche an 
der Von-Trotha-Straße verlaufen. Die Innere 
Erschließung soll über ein Ringstraßensys-
tem, das allen notwendigen Verkehrsarten 
einen ihrer Bedeutung angemessenen 
Raum lässt, eine optimierte autoreduzierte 
Erschließung mit kurzen Wegen ermög-
licht und eine wirtschaftlichen Infrastruk-
tur erlaubt, erfolgen.

Quartiersmitte
Der Bereich rund um den historischen För-
derturm und dem Fördermaschienenhaus 
soll mit quartierbezogenen Angeboten zu 
einer kommunikativen Quartiersmitte aus-
gebildet werden. Ein neuer Platz und seine 
angrenzenden Baukörper sind gleicher-
maßen wichtiger Gelenkpunkt im System 
der öffentlichen Räume. Hier entsteht die 
neue Adresse des Quartiers.
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Baufelder
Die Baufelder im Quartier sollen generell 
in einer bedarfsgerechten Nutzungsmi-
schung entwickelt werden. Dabei soll zu-
nächst der Anteil an Wohnnutzung höher 
liegen als der Anteil der gewerblichen Nut-
zungen. Das konkrete Verhältnis ist dabei 
abhängig von der endgültigen städtebau-
lichen Struktur und dem ihr hinterlegten 
konkreten Nutzungskonzept. Ferner muss 
das Mischungsverhältnis im Fall einer spä-
teren Festsetzung von gemischten Bau-
gebieten auch rechtlichen Anforderungen 
standhalten.

Bebauungsstruktur
Aus städtebaulicher Sicht soll in dem 
Quartier eine abgestufte Bebauungsstruk-
tur entstehen. Die Abstufung muss sich 
dabei sinnvoll aus den gegebenen Rah-

menbedingungen sowie aus dem städte-
baulichen Kontext selbst ergeben. Es sind 
großformatige (Block-) Strukturen zu ent-
wickeln, die sich hin zu kleinteiligeren Be-
bauungstypologien abstufen. Hierbei wird 
es auch auf eine angemessene Höhenent-
wicklung ankommen. Dabei ist zu beach-
ten, dass der historische Förderturm als 
städtebauliche Landmarke ein wichtiger 
Bestandteil des Quartiers wird.

Die Bebauung soll Maßnahmen des Kli-
maschutzes und der Klimaanpassung be-
rücksichtigen. Insbesondere können sich 
Begrünungsmaßnahmen, z. B. der Fassa-
den, und die Berücksichtigung eines inno-
vativen Energiekonzepts maßgeblich auf 
die städtebauliche Struktur auswirken.

Städtebauliche Struktur
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Hauptnutzungsarten
Als eine Hauptnutzungsart für das Quar-
tier ist eine wohnbauliche Nutzung zu ent-
wickeln. Diese soll vielfältig ausgestaltet 
werden. Ziel ist es, einen hohen Anteil an 
Wohnflächen in unterschiedlichen Wohn-
formen zu realisieren. Es soll die gesamte 
Bandbreite der Wohnformen, vom Einfa-
milienhaus bis zum Geschosswohnungs-
bau ermöglicht werden. In Anbetracht der 
aktuellen Entwicklungen im Sozialraum 
Sterkrade können so, auch unter Berück-
sichtigung eines Generationen übergrei-
fenden Konzepts, attraktive Wohnangebo-
te sowohl für jungen Familien und Singles 
als auch für ältere Menschen geschaffen 
werden. 

Die Realisierung der einzelnen Baufelder 
soll dabei in unterschiedlichen Bauab-

schnitten erfolgen, die in der weiteren Pla-
nung entsprechend zu qualifizieren sind.

Neben den differenzierten Wohnformen 
soll in dem Quartier sowohl frei finanzier-
ter als auch öffentlich geförderter Woh-
nungsbau zur Umsetzung kommen. Ent-
sprechende Modelle sind ebenfalls in der 
Qualifizierung der Bauabschnitte mit zu 
denken.

Als ergänzende Nutzungsart sind gewerb-
liche Nutzungen im Quartier zu realisieren. 
Idealerweise sollen diese vorgesehenen 
gewerblichen Nutzungen im östlichen 
Entwicklungsbereich (nördlich/südlich des 
Förderturms) verortet werden, da sich dort 
mit der Bahnlinie die größte Lärmquelle 
befindet. Innerhalb der Planung der ge-
werblichen Nutzung ist dabei eine wei-

Nutzungsverteilung
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tere Differenzierung vorzunehmen von 
klassischem nicht störendem Gewerbe zu 
Dienstleistungs- und Büronutzung.

Insbesondere im Fall der Dienstleistungs- 
und Büronutzung ist hierbei an geeigne-
ter Stelle eine Durchmischung mit der an-
gestrebten Wohnnutzung vorzunehmen. 
Besonders ist hier die erstmalige Planung 
von Urbanen Gebieten* bzw. bei entspre-
chender Nutzungsmischung von Misch-
gebieten* geboten.

Zusammenfassend lassen sich aus städte-
baulicher Sicht folgende Bausteine benen-
nen, die in der zu erarbeitenden Rahmen-
planung zu berücksichtigen sind:

	▪ 	Entwicklung einer klaren städtebauli-
chen Grundstruktur

	▪ 	Entwicklung einer klaren Erschlie-
ßungsstruktur als Ringsystem

	▪ 	Entwicklung hochwertiger und klar 
definierter öffentlicher Räume

	▪ 	Ausbildung von flexibel einteilbaren 
Baufeldern

	▪ 	Entwicklung einer abgestuften Bebau-
ungsstruktur

	▪ 	Einbindung des Förderturms als städ-
tebauliche Landmarke

	▪ 	Ausbildung einer angemessenen, an-
gepassten Höhenentwicklung

	▪ 	Realisierung eines hohen Anteils 
an Wohnnutzung in verschiedenen 
Wohnformen 

	▪ 	Realisierung von gewerblichen Nut-
zungen

	▪ 	Etablierung einer vielfältigen, gemisch-
ten Nutzungskonstellation

	▪ 	Berücksichtigung der vorhandenen 
lärmintensiven Nutzungen

*Hinweise: 

Mischgebiete
Baunutzungsverordnung § 6
(auszugsweise)
Mischgebiete dienen dem Wohnen 
und der Unterbringung von Gewerbe-
betrieben, die das Wohnen nicht we-
sentlich stören.

Urbane Gebiete
Baunutzungsverordnung § 6a
(auszugsweise)
Urbane Gebiete dienen dem Wohnen 
sowie der Unterbringung von Gewer-
bebetrieben und sozialen, kulturellen 
und anderen Einrichtungen, die die 
Wohnnutzung nicht wesentlich stö-
ren. Die Nutzungsmischung muss 
nicht gleichgewichtig sein.
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Nach der Aufgabe der industriellen Nut-
zung entwickelte sich auf den zwischen-
zeitlich sanierten Böden eine überwiegend 
als Offenland zu charakterisierende Bio-
topstruktur. Erhalten aus der Zeit der akti-
ven industriellen Nutzung sind die großen 
Baumstrukturen sowie die bestehenden 
geschützten Alleen.

Durch das „Brachfallen“ entwickelte sich die 
Fläche zu einem Habitat einiger planungs-
relevanter Arten, die sich dort teils tempo-
rär aber auch dauerhaft angesiedelt haben. 
Heute stellt die Fläche überwiegend eine 
grüne Verbindung zu anderen umliegen-
den Grün- und Naherholungsbereichen dar. 
In Teilbereichen wird sie zur Naherholung 
genutzt. Entsprechend wurden Freiflächen 
in der Vergangenheit mit temporären aber 
auch dauerhaften Nutzungen, die dieser 

Leitplanken Freiraum und Umwelt
Funktion dienen, belegt. Den Prozess des 
„Brachfallens und Brachlassens“ entgegen 
steht das berechtigte Interesse des Eigentü-
mers an einer den Stadtentwicklungszielen 
entsprechenden aber auch ökonomisch at-
traktiven Revitalisierung der Fläche. Vieler-
orts im Ruhrgebiet ist bereits belegt, dass 
eine solche Revitalisierung in Symbiose zwi-
schen Grün- und Naherholungsraum sowie 
Wohnen und Arbeiten gelingen kann.

Bei der Entwicklung eines Quartiers an die-
sem stadträumlich bedeutenden Ort, bie-
tet sich die Chance, Maßnahmen der Klima-
anpassung von Beginn an in die Planung 
zu implementieren, um auf diese Weise 
idealtypisch die Umsetzung eines nach den 
Maßgaben der Urbanen Resilienz geplan-
ten Quartiers zu ermöglichen. Als grund-
sätzliches Ziel hat die zu erarbeitende Rah-

Verbindliche Planung des renaturierten Alsbachs
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menplanung einen wirksamen Beitrag zu 
den Zielen der kommunalen Klimaanpas-
sung zu leisten. Bezogen auf das Plange-
biet besitzt dabei das Grün- und Freiraum-
konzept des renaturierten Alsbachs und 
die daraus ableitbare Qualitätssteigerung 
für die gesamte Fläche eine prioritäre Be-
deutung. Hinzu kommen Maßnahmen zur 
Klimaanpassung, wie beispielsweise Ansät-
ze der Schwammstadt oder der generelle 
Umgang mit Niederschlagswasser.

Nachfolgend werden die wesentlichen 
Richtungen aus dem Themenfeld Freiraum 
und Umwelt festgehalten, die für die Erstel-
lung und Umsetzung der Rahmenplanung 
eingeschlagen werden sollen. Diese gelten 
nicht abschließend. Anpassungen, Ergän-
zungen und/oder Streichungen sind im 
weiteren Prozessverlauf möglich.

Renaturierung des Alsbach
Die Offenlegung und Renaturierung des 
Alsbachs wurde im Genehmigungsver-
fahren zur Betuwe-Linie verbindlich be-
schlossen. Die Planung des renaturierten 
Alsbachs ist somit als Grundlage in die 
weitere Qualifizierung der Fläche zu integ-
rieren. Der offengelegte Bachlauf mit be-
gleitendem Freiraum bietet darüber hinaus 
große Chancen, diesen in ein umfassendes 
Grün- und Freiraumkonzept für das Plange-
biet einzubetten.

Gesetzlich geschützte Baumalleen
Im Bereich der von-Trotha-Straße sowie in 
einem Bereich des Plangebiets südlich des 
historischen Förderturms befinden sich 
nach Landesrecht geschützte Alleen. Diese 
sind zu erhalten.

Gesetzlich geschützte Baumalleen
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Biotop- und Artenschutz
Die Fläche ist zudem mit einer temporä-
ren CEF-Maßnahme belegt. Es wurde hier 
übergangsweise ein Habitat für Kreuz-
kröten geschaffen. Die Kreuzkröten sollen 
mittelfristig dauerhaft auf ein noch herzu-
stellendes Landschaftsbauwerk nordwest-
lich der Fläche im Bereich des Edeka-Zen-
trallagers umgesiedelt werden. 

Der Zeitrahmen für die Umsiedlung um-
fasst etwa 1-2 Jahre. Bis zu diesem Zeit-
punkt sind die Flächen für die Kreuzkröten 
zu erhalten.

Neben der temporären CEF-Maßnahme 
wurden auch bereits Flächen mit dauer-
haften CEF-Maßnahmen belegt. Diese be-
finden sich im Osten der Fläche angren-

zend an die Bahntrasse. Dieser Bereich ist 
zwingend zu erhalten. Die Fläche wird als 
dauerhafte CEF-Fläche für Offenlandarten 
(Kreuzkröte, Feldlerche, Heidelerche, Fluss-
regenpfeifer und Kiebitz) hergestellt und 
wird dauerhaft als solche unterhalten.

Abgrenzung der temporären und der dauerhaften CEF-Maßnahmen

Temporäre 
CEF-Maßnahme

Dauerhafte
CEF-Maßnahme
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Klimaschutz
Das Plangebiet wird durch überwiegend 
als Offenland ausgebildete Biotope ge-
prägt, die auf den sanierten Böden ent-
standen sind. Aufgrund dieser Biotope hat 
sich das ehemalige Industriegelände heu-
te zu einer Fläche mit sehr hoher klima-
ökologischer Bedeutung entwickelt.

Zum Zeitpunkt der Erstellung der Klima-
analyse besaß die Fläche insbesondere 
ein sehr hohes Kaltluftströmungspoten-
tial vorwiegend in südlicher / südwestliche 
Richtung.

Klimaökologische Flächenbewertung
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Aus Sicht des Klimaschutzes hat auch die 
Verwendung ökologischer Baustoffe ei-
nen hohen Stellenwert, damit die geplante 
Entwicklung einen entsprechend Einfluss 
auf den Klimaschutz nahmen kann. Kom-
biniert werden muss die Verwendung sol-
cher Baustoffe mit einer energetisch ange-
passten Bauweise, die charakterisiert wird 
durch hohe Energieeffizienzstandards, 
Fassadenmaterial und -farbe mit hoher Al-
bedo sowie Form, Größe, Höhe und Aus-
richtung des Baukörpers zur besseren 
Nutzung solarer Energie und Vermeidung 
von Energieverlusten.

Eine Dach- und Fassadenbegrünung ist 
dabei in Kombination mit PV-Anlagen zu 
planen. Die technischen Voraussetzungen 
für eine kombinierte Umsetzung bestehen 

bereits seit mehreren Jahren.
Weitere Aspekte des Klimaschutzes um-
fassen die Realisierung zentraler Abfallstel-
len sowie eine nachhaltige Mobilität.

Kaltluftvolumenstrom
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Bodenschutz und Altlasten
Das Ende der Bergaufsicht gem. Bundes-
berggesetz (BBergG) wurde für den Be-
reich der ehemaligen Schachtanlage Ster-
krade 1/2 im Dezember 2004 festgestellt.
Die Sanierung der Baufelder auf der Flä-
che erfolgte im Hinblick auf eine spätere 
Folgenutzung als Wohngebiet und unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Bundesbodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) noch nicht veröffent-
licht war, mit den Sanierungszielwerten 
der LAGA Z 1.1. mit Stand 11/97. 

Diese Zuordnungswerte unterschreiten 
die Prüfwerte der BBodSchV für Wohnge-
biete. Eine Folgenutzung als Wohngebiet 
ist demnach grundsätzlich möglich. Sämt-
liche sich aus der Sanierung ergebenden 
Erfordernisse sind im Rahmen der für eine 

Realisierung notwendigen Bauleitplanung 
zu beachten.

Übersicht über die Baufelder
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Natur- und Artenschutz
Es besteht die Möglichkeit erlebbare Land-
schaftsräume durch den Erhalt und die 
ökologische Aufwertung von Grün- und 
Freiflächen zu schaffen. Beispielhaft sollen 
die dauerhafte CEF-Maßnahme und die 
vorhandene Baumallee in das Quartier in-
tegriert werden, um so eine hohe Qualität 
des Freiraums zu entwickeln.

In der weiteren Planung soll der Fokus dar-
auf gelegt werden, die vorhandenen Bioto-
pe zu stärken und eine Zerschneidung der 
Biotope z. B. durch bauliche Maßnahmen 
vermieden werden. In direktem Zusam-
menhang damit ist der Erhalt artenschutz-
relevanter Flächen zu nennen. Die Ent-
wicklung soll insgesamt mit einen hohen 
Grünanteil und einem möglichst geringen 
Versiegelungsgrad auf den Grundstücken 
erfolgen. Damit verbunden soll ein offenes 

Regenwasserkonzept Berücksichtigung 
finden, welches neben weiteren Aspek-
ten die Integration von blau-grüner Infra-
struktur, Retentionsräume und Vorfluter, 
sowie die Speisung des Alsbach (positive 
Wasserbilanz) beinhalten kann. Eine Dach- 
und Fassadenbegrünung auf und an den 
Gebäuden soll einen weiteren Anteil an ei-
nem gelungenen Natur- und Artenschutz 
im Quartier haben.

Lärmschutz in CEF-Maßnahme
Für die notwendig werdenden Lärm-
schutzwände entlang der bestehenden 
Bahntrasse soll eine angepasste und in-
novative Bauweise auf den potenziell eher 
gewerblich genutzten Flächen im Osten 
des Quartiers erfolgen. Die Lärmschutz-
wände sind dabei entsprechend in die be-
stehende CEF-Maßnahme zu integrieren.

Wirkung mit Lärmschutzwand

Wirkung ohne Lärmschutzwand
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Klimaanpassung
Maßnahmen der Klimaanpassung sind ein 
wichtiger Weg zu einem resilienten Quar-
tier. Insbesondere dem Umgang mit Nie-
derschlagswasser und vermehrt vorkom-
menden Starkregenereignissen kommt 
in diesem Zusammenhang große Bedeu-
tung zu. Aber auch der Umgang mit Hit-
zeperioden und der möglichen Abküh-
lung des Stadtraums durch verschiedene 
Maßnahmen gewinnen in Anbetracht des 
fortschreitenden Klimawandels an Bedeu-
tung. 

Von daher ist in der weiteren Planung ein 
angepasstes Klimaanpassungskonzept zu 
entwickeln, das mindestens Aussagen zu 
folgenden Aspekten enthalten soll:

	▪ 	Integration von blau-grüner Infrastruk-
tur im Quartier zur Verbesserung des 
Mikroklimas, dazu zählen Aspekte wie 

Retentionsräume schaffen, Vorfluter 
zur Speisung des Alsbachs (positive 
Wasserbilanz) realisieren multifunktio-
nale Flächennutzung für Starkregen 
ermöglichen, Mulden-Rigolen-Syste-
me (in Abhängigkeit zu vorhandenen 
Altlasten und Bodenbeschaffenheit) 
vorsehen

	▪ 	Erhalt von Grün- und Freiflächen zur 
Kaltluftproduktion

	▪ 	Erhalt von Frischluftschneisen für den 
umliegenden Bestand und Neubau

	▪ 	Angepasste Bauweise: Wahl des Fas-
sadenmaterials und -farbe, Fließwege 
und Gefälle innerhalb eines Grund-
stücks beachten, Größe, Ausrichtung 
und Position des Baukörpers, Entsie-
gelung und Begrünung der Grundstü-
cke, Dach- und Fassadenbegrünung

	▪ 	Realisierung von (natürlichen) Ver-
schattungselementen

Umgang Regenwasser
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Für die Entwicklung des Quartiers ist ein 
innovatives, nachhaltiges Mobilitätskon-
zept zu erarbeiten. Ziel des Konzepts ist 
dabei die Schaffung eines Mobilitätsmixes, 
der Ressourcen schont, den Umweltver-
bund stärkt und zu einer hohen Lebens-
qualität beiträgt.

Das Quartier soll durch kurze Wege ge-
kennzeichnet sein. Durch die zentrale Lage 
mitten in Sterkrade bestehen ausgezeich-
nete Verbindungen zum Bahnhof, zur In-
nenstadt Sterkrade und zum Volkspark. 
Der nahgelegene Bahnhof Sterkrade er-
möglicht eine optimale Vernetzung in an-
dere Stadtteile und ins regionale Umfeld. 
Diese sind in einem geringen Radius er-
reichbar. Die kurzen Wege bieten großes 
Potential, um mit dem Fahrrad oder zu 
Fuß zurückgelegt zu werden. 

Leitplanken Mobilität
Die nachhaltige Mobilität soll im Quartier 
ein klimafreundliches Mobilitätsverhalten 
herbeiführen und so auch die umliegen-
den Stadtgebiete aufwerten. In diesem 
Sinne ist es Ziel, ein „Vorzeigequartier“ im 
und für das Ruhrgebiet zu realisieren. Da-
für sollen auch der historische Förderturm 
und sein Umfeld genutzt werden. Hier be-
stehen Chancen Identität, Mobilität und 
Kultur miteinander zu verbinden.

Nachfolgend werden die wesentlichen 
Richtungen aus dem Themenfeld Mobili-
tät festgehalten, die für die Erstellung und 
Umsetzung der Rahmenplanung einge-
schlagen werden sollen. Diese gelten nicht 
abschließend. Anpassungen, Ergänzun-
gen und/oder Streichungen sind im weite-
ren Prozessverlauf möglich.

Fuß- und Radwegeverbinungen in Sterkrade
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Fuß- und Radwegeverbindung
Die Fuß- und Radwegeverbindungen sol-
len bei der Entwicklung des Quartiers aus-
gebaut werden und eine aktive Mobilität 
sicherstellen.

Die vorhandene Fuß- und Radwegeverbin-
dung HOAG-Trasse ist dabei von zentraler 
Bedeutung. Die HOAG-Trasse soll als hoch-
wertiger und sichtbarer Bestandteil durch 
das Quartier verlaufen, den Fuß- und Rad-
verkehr stärken und es mit den umliegen-
den Gebieten vernetzen. Zudem stellt die 
HOAG-Trasse die regionale Radverkehrs-
anbindung sicher und ist als geplante Rad-
schnellwegeverdingung Teil des überge-
ordneten Regionalen Radwegnetz für die 
Metropole Ruhr. 

Für die Realisierung ist eine qualitative 
Radinfrastruktur der HOAG-Trasse von gro-
ßer Bedeutung und muss im Radschnell-
wegestandard ausgebaut werden. Die 
zukünftige HOAG-Trasse soll die Von-Trot-
ha-Straße im Bereich der weiterführen-
den Trasse zwischen Hausnummer 14 und 
10 mit Hilfe einer gut ausgebauten Que-
rungsstelle vorfahrtsberechtigt queren. At-
traktive Bepflanzungen sowie Bestands-
grün sollen zudem das Fahrradfahren und 
das zu Fuß gehen zu einem besonderen 
Erlebnis aufwerten.

Anbindung Volkspark und Innenstadt 
Sterkrade
Als zentrales Element soll die Nahmobilität 
durch einen städtebaulich ansprechende 
und begrünte Brücke zum Volkspark, zur 
Innenstadt Sterkrade und zu Schulstand-

Fuß- und Radwegeverbindungen
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orten gestärkt werden. Zu planen ist eine 
hochwertige Verbindung für den Fuß- und 
Radverkehr, die eine Verknüpfung in die 
Bereiche östlich der bestehenden Bahn-
trasse ermöglicht. Auf diese Weise wird die 
Erreichbarkeit und die Vernetzung in die 
umliegenden Gebiete erheblich verbes-
sert. Der Brückenschlag für zu Fuß gehen-
de und Rad fahrende Menschen stellt vor 
allem ein besonderen Anreiz dar, um auf 
das Auto zu verzichten.

Autoreduziertes Quartier
Grundlage der Planung soll die Realisie-
rung eines autoreduzierten Quartiers sein, 
wobei die gewonnenen Flächen gemäß 
den Vorgaben und Beispielen der „Le-
benswerten Straße“ (https://lebenswerte-
strasse.de) bespielt werden sollen, um so 
die Lebensqualität und Aufenthaltsqualität 
im Quartier maßgeblich zu erhöhen. Hier-
zu soll der Autoverkehr eingeschränkt und 
das dauerhafte Parken im Straßenraum 
vermieden werden. Der Straßenraum wird 
somit lebenswert gestaltet. Zur Realisie-
rung dieses Ansatzes sind eine oder meh-
rere Quartiersgaragen im Eingangsbereich 
zum Quartier bzw. an weiteren strategisch 
günstigen Punkten zu schaffen. 

Multimodalität und Intermodalität
Multimodalität und Intermodalität sind 
durch innovative und zielführende Mobi-
litätsangebote, wie z. B. ein Multimodal-
Hub, im Quartier (ggf. in Verbindung mit 
der Quartiersgarage) zu stärken. Hochwer-
tige E-Sharingangebote sollen die Pkw-
Nutzung kompensieren und die Senkung 
von Emissionen im autoreduzierten Quar-
tier vorantreiben. Im Multimodal-Hub kön-
nen sämtliche Sharing-Angebote gebün-
delt an einem Ort angeboten werden. Von 
hieraus sollen dann die umliegenden Ge-
biete über die verschiedenen Mobilitätsan-
gebote bequem erreicht werden. 

Die digitale Verbindung zwischen öffent-
lichen Personennahverkehr, E-Roller, Rad, 
Lastenrad, usw. kann mit Hilfe einer Mo-
bility-App hergestellt werden. Dadurch 
können schnellstmögliche Routen vorge-
schlagen und Verkehrsmittel miteinander 
vernetzt werden. Durch eine anbieterüber-
greifende Bündelung kann dann eine Rou-
te optimal geplant und eine vereinfachte 
Nutzung der unterschiedlichen Angebote 
vor Ort gewährleistet werden. 

Fahrradabstellanlagen
Sichere und innovative Fahrradabstellanla-
gen, nach dem Vorbild des einmaligen Pro-
jektes im Oberhausener Bismarckviertel 
(RadSchuppen), sollen im Quartier imple-
mentiert werden. Auf diese Weise kann ein 
sicheres und schnell verfügbares Abstellen 
der Fahrräder gewährleistet werden. Eine 
hohe Aufenthaltsqualität im Umfeld der 
Abstellanlagen soll dazu beitragen, die Ge-
nerierung und Stabilisierung nachhaltiger 
Verhaltensmuster der gesellschaftlichen 
Mobilitätsgruppen im Quartier zu sensibi-
lisieren. 

E-Mobilität
Die Elektromobilität bietet eine große 
Chance, die verkehrlich verursachten Treib-
hausgas-Emissionen zu mindern und ei-
nen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz zu 
leisten. Es ist daher von großer Bedeutung, 
die Elektromobilität in Kombination mit 
weiteren umweltfreundlichen Mobilitätslö-
sungen stark zu fördern. Nur so ist es mög-
lich, den motorisierten Individualverkehr 
einzudämmen, den ruhenden Verkehr 
zu reduzieren und die verkehrsbedingten 
Emissionen langfristig auf ein verträgliches 
Maß zu senken. 

Die Entwicklung der Flächen bietet hierfür 
geradezu idealtypische Voraussetzungen, 
wenn die entsprechenden Mobilitätslö-
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sungen bereits frühzeitig in der Planung 
berücksichtigt und integriert werden und 
eine proaktive Sensibilisierung der künftig 
dort lebenden und arbeitenden Menschen 
stattfindet. Daher sollen ansprechende 
und innovative E-Mobilitätsangebote, wie 
beispielsweise E-Bike-Sharing und E-La-
destationen neu entstehen.

Das zu erarbeitende E-Mobilitätskonzept 
soll insgesamt den Ansatz verfolgen, elek-
tromobile Mobilitätsangebote vor Ort zu 
schaffen und Mobilitätsdienstleister und 
-gewerbebranchen als Kernakteure mit ei-
nander zu vernetzen.
Fördermittel
Für die Umsetzung der hier aufgeführten 
Mobilitätsthemen ist die Nutzung von För-
dermitteln von Land und Bund zu prüfen. 
Zur Förderung der Nahmobilität, Sharing-
Angeboten und Quartiersgaragen stellt 
das Land und der Bund verschiedenen 
Fördermöglichkeit zur Verfügung.

Die Erstellung eines Mobilitätskonzeptes 
unter Berücksichtigung der aktuellen An-
sätze in Bezug auf Mobilitätswende, Mul-
ti- und Intermodalität und die Erarbeitung 
zukunftsfähiger Mobilitätsangebote soll 
in der Rahmenplanung erfolgen. Die Er-
gebnisse sind entsprechend in die weite-
re Qualifizierung des Vorhabens einzuar-
beiten.

Grundsätzlich wird das Planungsziel ver-
folgt, durch innovative Anreize und Mo-
bilitätsangebote (E-Mobilität, Quartiers-
parkhaus, ÖPNV-Nutzung) innerhalb des 
Quartiers, verkehrsbedingte Emissionen 
zu reduzieren.
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Um das Quartier nach den Maßgaben der 
Urbanen Resilienz zu entwickeln, bedarf es 
der Erarbeitung eines nachhaltigen Ener-
giekonzeptes. Dabei sind unter der Feder-
führung des örtlichen Energieversorgers 
Energieversorgung Oberhausen AG (EVO) 
alle Ansätze der Energiebeschaffung/-ver-
sorgung auf Realisierbarkeit zu prüfen.

Die bereits auf der Fläche befindliche An-
lage zur Grubengasgewinnung/-verarbei-
tung ist in die Planung einzubeziehen.
Das Quartier kann in die Wärmenetze der 
EVO eingebunden werden, so dass die 
Wärmeversorgung sichergestellt ist.

Darüber hinaus ist zu prüfen, ob innova-
tive und dezentrale Erzeugungsmodelle 
möglich sind, so dass das Quartier einen 
positiven Beitrag zur CO2-neutralen und 
ökonomisch zukunftsweisenden Wärme-
versorgung der Stadt Oberhausen beitra-
gen wird.

Nachfolgend werden die wesentlichen 
Richtungen aus dem Themenfeld Energie 
aufgelistet, die für die Erstellung und Um-
setzung der Rahmenplanung eingeschla-
gen werden sollen. Diese gelten nicht ab-
schließend. Anpassungen, Ergänzungen 
und/oder Streichungen sind im weiteren 
Prozessverlauf möglich.

Innovative Wärme- und Kälteversorgung 
für das Quartier:
	▪ 	Energie aus Grubenwasser und Gru-

bengas, ggf. Integration des histori-
schen Förderturms in die Heizzentrale

	▪ 	Tiefengeothermie zur Erzeugung CO2-
neutraler Fernwärme der EVO

	▪ 	Kühlung der Gebäude durch zentrale 
Kälteerzeugung

	▪ 	Hohe Energieeffizienzstandards der 
Gebäude

	▪ 	Integration von Power-to-heat und 
Wärmepumpen

Leitplanken Energie
PV und Elektromobilität:
	▪ 	Möglichst autarke Stromversorgung 
	▪ 	Deckung aller Dächer mit PV-Anlagen 

zur Eigenstromerzeugung und zur 
Versorgung der zentralen Wärme- und 
Kälteerzeugung

	▪ 	Batteriespeicher mit Zugriff und Auf-
schaltung vom Netzbetreiber zur Erhö-
hung der

	▪ 	Autarkie
	▪ 	Aufbau einer Infrastruktur der E-Mo-

bilität für zentrale Parkplätze (öffentli-
che Ladepunkte) sowie Ladepunkte für 
Einfamilienhäuser, Mehrfamilienhäu-
ser und Gewerbe

	▪ 	Integration von Car-Sharing-Modellen
	▪ 	Mieterstrommodelle für MFH oder Ei-

gennutzung für Aufzüge, Allgemein-
strom
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Nächste 
Schritte

4.



Das vorliegende Leitbild mit den darin for-
mulierten Leitplanken versteht sich gene-
rell als Kompass für die Entwicklung der 
ehemaligen Zeche Sterkrade. In einem 
nächsten Schritt bedarf es der Ausarbei-
tung und Präzisierung der städtebauli-
chen Ideenskizze zu einer umsetzungs- 
und vor allem einer zukunftsorientierten 
Rahmenplanung.

Für die konzeptionelle Übersetzung der 
vielseitigen Ansprüche und Vorstellungen 
an die Entwicklung der Fläche müssen die 
städtebaulichen, freiraum- und verkehrs-
planerische Entwicklung Hand in Hand 
gehen. Hinzu kommen aktuelle Trends 
und Themen der Stadtentwicklung. Ein 
verändertes Mobilitätsverhalten, verän-
dertere Lebensstile, die Digitalisierung, 
der Klimawandel und nicht zuletzt ökono-
mische Verhältnisse fordern eine konse-
quente Weiterentwicklung der  Konzept-
ideen. 

Insofern gilt es, den begonnen dialogori-
entierten Ansatz auch in die konkrete Pro-
jektarbeit hineinzutragen. Eine erfolgrei-
che Konkretisierung der Ideen erfordert 
daher auch die Abstimmung und Ver-
netzung des Engagements zwischen den 
projektrelevanten Beteiligten während 
der Erarbeitung der Rahmenplanung.

Stadtentwicklung im Inneren der Stadt 
ist zwangsläufig mit Konflikten beladen. 
Mehr denn je gilt es deshalb auch, die 
unterschiedlichen Interessen der Bürger-
schaft zu erfassen, offen auszutauschen, 
ein generelles Verständnis für unterschied-
liche Belange zu wecken und schließlich 
über eine sorgfältige Abwägung zu einem 
Ausgleich von Interessen zu kommen. 
Dies verlangt letztendlich die Gestaltung 
eines Rahmenplanprozesses, in dem sich 
dieser Anspruch auch umsetzen lässt. 

Rahmenplanung
Dabei wird es von wesentlicher Bedeu-
tung sein, dass alle Projektbeteiligten sich 
unter der Überschrift „Stadtplanung als 
dynamischer Prozess“ auf ein kollektives  
„Von-und-Miteinander-Lernen“ verständi-
gen.

Dabei gilt es das Leitbild stehts im Blick zu 
behalten.

Wirtschaftlichkeit
Der Stadt ist bekannt, dass die Grund-
stückseigentümer mit der Entwicklung 
des Geländes ein wirtschaftliches Ergeb-
nis anstreben. Eine konkrete Wirtschaft-
lichkeitsberechnung kann jedoch erst auf 
der Grundlage der konkreten Rahmen-
planung erstellt werden. Daher ist es das 
Ziel aller Beteiligten, möglichst schnell zu 
einer einvernehmlich abgestimmten und 
umsetzungsorientierten Rahmenplanung 
zu gelangen. Alle Beteiligten sichern zu, 
die ihrerseits dazu erforderlichen Schritte 
zu unternehmen.

Grundsätzlich besteht Einigkeit, dass die 
Grundstückseigentümer als Projektträger 
auftreten und somit sämtliche mit der 
Projektierung verbundenen Kosten – sei-
en es Kosten für vorlaufende Planungs-
leistungen wie z. B. die Erarbeitung von 
Mobilitätkonzepten sowie auch sämtli-
che Investitionskosten zur infrastrukturel-
len Erschließung des Geländes – tragen. 
Ebenso stehen den Grundstückseigentü-
mern sämtliche aus der Projektentwick-
lung erzielbaren Erlöse zu. 

Die etwaige Verteilung von Kosten und 
Erlösen zwischen den Grundstückseigen-
tümern regeln diese untereinander. 
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Bauleitplanung

Den Beteiligten ist bekannt, dass die Ge-
schäftsziele der Grundstückseigentümer 
bei der Entwicklung des Geländes inso-
fern differieren, dass

	▪ die RAG bzw. RAG Montan Immo-
bilien GmbH anstrebt, baureife und 
planungsrechtlich gesicherte Grund-
stücke an Dritte zu veräußern, 

	▪ die Thelen-Gruppe anstrebt, baureife 
und planungsrechtliche gesicherte 
Grundstücke gegebenenfalls selbst 
zu bebauen und an Dritte zu veräu-
ßern.

Die Stadt Oberhausen beabsichtigt für 
das Plangebiet auf der Grundlage einer 
vorher einvernehmlich abgestimmten 
Rahmenplanung die Durchführung eines 
Bebauungsplanverfahrens und den Ab-
schluss damit korrespondierender städ-
tebaulicher Verträge und/oder Erschlie-
ßungsverträge.

Die grundsätzliche Entscheidung über 
die Durchführung eines Bebauungsplan-
verfahrens obliegt dabei dem Rat der 
Stadt Oberhausen. Ebenso ist die endgül-
tige Rechtskraft des Bebauungsplans von 
einer Abwägungsentscheidung sowie ei-
nem darauf fußenden Beschluss des Ra-
tes der Stadt Oberhausen abhängig, die 
an dieser Stelle nicht vorweggenommen 
werden können (Verfahrensvorbehalt).

Vor Aufstellung eines Bebauungsplans 
wird ein entsprechender städtebaulicher 
Vertrag zwischen den Projektträgern und 
der Stadt Oberhausen geschlossen, der 
regelt, dass sämtliche durch das Bebau-
ungsplanverfahren verursachten Kosten 
durch den Projektträger zu tragen sind. 
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Städtebauliche Ideenskizze

Städtebauliche Ideenskizze
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Flächenbilanz

Flächenbilanz
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Perspektive 

Perspektive
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Leitbild der Stadt Oberhausen 
für die Entwicklung des Geländes 
der ehemaligen Zeche Sterkrade
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Zeche Sterkrade – Prozessbegleitung & Prozessarchitektur

Präsentation 13.12.2023



Prozessbegleitung



Urbane Transformation

Projektkoordination, 
Ansprechpartnerin für 
Auftraggeberin, 
Konzeption u. Durchführung 
des Kommunikations-
prozesses, 
Moderation, 
DokumentationFee Thissen Michael Isselmann

Projektleitung und Moderationsteam

Team & Rollen

Katharina
Stommel

Henriette 
Frye

Ronja 
Decker

Co-Moderation und Grafik

Präsentation 13.12.2023

StadtPlanung.Isselmann

Stellvertretende 
Projektkoordination,  
Konzeption u. Durchführung 
des Kommunikations-
prozesses, Moderation, 
Dokumentation



Urbane Transformation

Arbeitsschwerpunkte
Entwicklung: integrierte Strategien und Konzepte, Leitbilder und Visionen etc. 
Forschung: wissensch. Begleitung, Forschungsprojekte, Wirkungsanalysen, 

Vorträge, Publikationen
Kommunikation: Prozessgestaltung, Akteursanalysen, Kommunikation und  
  Moderation, Wissensvermittlung, Podcast Stadtrederei

Facts&Figures
Gründung: 2020
Inhaberin: Dr. Fee Thissen
Team: Ronja Decker, Katharina Stommel, Henriette Frye
Netzwerk: Karsten Palme, Klaus Selle, Christine Grüger, 

Damian Paderta, Michael Isselmann u.a.

Auftraggeber:innen
Kommunen: Essen, Münster, Oberhausen, Schwalmtal u.a.
Verbände/ Inst.: vhw, isw München + Berlin, AKNW, DASL 



StadtPlanung.Isselmann

Arbeitsschwerpunkte
Integrierte Strategien und Konzepte
Kommunalberatung
Fort- und Weiterbildung

Facts&Figures
Gründung: 2019
Inhaber: Michael Isselmann
Netzwerk: Christine Grüger (suedlicht), Oliver Knebel (FIRU), Alfred Körbel 

(plan-lokal), Fee Thissen (Urbane Transformation), u.a.

Auftraggeber:innen
Kommunen: Bad Salzuflen, Essen, Köln, Korschenbroich, Oberhausen, 

Schwalmtal, Stutensee, Unna, Willich, u.a.
Verbände/ Inst.: isw München + Berlin, vhw, DIfU, AKNW, Uni Kassel, MHKBD, 

Stiftung Baukulter NRW, RVR, ILS/BBSR
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Wir kommunizieren transparent: klar, verständlich, vollständig, in angemessener Sprache.

Wir haben einen Sinn für kreative Gestaltung.

Wir nutzen einen vielfältigen Beteiligungs- und Kommunikations-Methodenkoffer.

Wir arbeiten analog, hybrid und digital.

Arbeitsweise
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Wir setzen unsere klaren Konzepte strukturiert und gut organisiert um.

Wir verfügen über eine Binnensicht im Zusammenwirken von Verwaltung und Politik.

Wir gestalten die Schnittstelle von Praxis und Forschung – das eine bereichert das andere. 

Wir arbeiten individuell und kontextbezogen – spezifisch für Ihre Anfrage!

Arbeitsweise
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Prozessarchitektur
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bei Bedarf:

Konzeptionsphase 
mit Verwaltung, 
Eigentümern, 
Planungspolitik, 
Multiplikatoren

Durchführungsphase 
mit Beteiligung von 
interessierter 
Stadtöffentlichkeit, 
Zielgruppen und 
Fachleuten. 

Auswertungs- und 
Dokumentationsphase 
Ergebnissicherung, 
Rückkopplung, 
Dokumentation, ggf. 
Präsentationen

Dez 23 – März 24 April 24 – Juni 24 Juni 24 – September 24

Prozessarchitektur

Präsentation vom 13.12.2023
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• Dezember 2023
Vorgespräch mit 
Kernteam Verwaltung
o Prozessarchitektur
o Zeitplan

• Januar 2024
Hintergrundgespräch 
mit Eigentümern
o Erörterung der 

‚Schmerzgrenze‘ 
Dichte/Wirtschaftlichkeit

o Sondierung von 
Gestaltungsspielräumen

Konzeptionsphase

• Februar 2024
Gesprächswerkstatt mit 
Planungspolitik
o Zielsetzung
o Erörterung der 

‚Schmerzgrenze‘ 
Dichte/Wirtschaftlichkeit

o Konfliktthemen
o Konkrete Inhalte
o Zielorientierte Mitwirkung

• Februar - März 2024
Schlüsselpersonen-
Gespräche
o Zur Klärung 

aufkommender Konflikte
o Zur Aktivierung von 

Multiplikatoren

bei Bedarf:

Präsentation vom 13.12.2023
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• April 2024
Öffentlichkeits-
beteiligung vor Ort
o Ortsbegehung
o Information und 

Erörterung

Durchführungsphase

• Mai 2024
Planungswerkstatt mit 
Fachleuten/ 
Multiplikatoren
o Reflexion Entwicklungsziele
o Qualifikation der 

Anregungen 
o Fortentwicklung der 

städtebaulichen Ideenskizze 
in Rahmenplanung

• April 2024
Beteiligung best. 
Zielgruppen
o Erörterung von Ideen, 

Anliegen und Bedenken 
mit Anrainern, 
Kritikübenden, Nutzenden

bei Bedarf:

• Juni 2024
Reflexionsworkshop 
mit Auftraggebenden
o Erörterung der 

Erkenntnisse aus dem 
Prozess

o Empfehlungen für die 
Weiterentwicklung der 
Rahmenplanung und das 
weitere Vorgehen

Präsentation vom 13.12.2023
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Auswertungs- und Dokumentationsphase

• Juli - August 2024
Abschlussbericht
o Ergebnissicherung und 

Auswertung
o Dokumentation inkl. einer 

Überarbeitungsschlaufe

• Juni 2024
Spiegel in die 
Öffentlichkeit
o Informationen zum 

Rahmenplan und 
zum weiteren 
Vorgehen 

bei Bedarf:
• August - September 2024

Präsentationen
o Vorstellung im 

Verwaltungsvorstand
o Vorstellung im 

Fachausschuss/ Stadtrat

bei Bedarf:
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Michael Isselmann
Raumplaner / Stadtplaner AKNW
Telefon: 02224 – 820 339
Mobil: 0176 – 511 49 244
Email: Stadtplanung.isselmann@t-online.de

Fee Thissen
Prozessgestalterin, Moderatorin, 
Stadtforscherin, Architektin AKNW
Telefon: 0151-43128848
Email: mail@urbanetransformation.de

www.urbanetransformation.de
www.netzwerk-stadt.eu
www.stadtrederei.com
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Kontakte
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